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Price Geſezſaunlung 


Nr. 7. 


Inhalt: Drittes Geſetz zur Ahänderung des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880, S. 37. — Verordu ung zur 


(Nr. 12760.) Drittes Geſetz zur Abänderung des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 
(Geſetzſamml. S. 230). Vom 12. Januar 1924. 
D 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen; 


f a „ Autikel . 
Das Feld- und Forſtpolizeigeſetz vom 1. April 1880 (Geſetzſamml. S. 230) in der Faſſung 
des Geſetzes vom 1. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 291) wird wie folgt geändert: 8 
1. § 6 erhält folgende Faſſung: f 
Entwendungen, Begünſtigung und Hehlerei in Beziehung auf ſolche, ſowie rechts- 
widrig und vorfätzlich begangene Beſchädigungen ($ 303° des Strafgeſetzbuchs) und 
Begünſtigung in Beziehung auf ſolche unterliegen den Beſtimmungen dieſes Geſetzes nur 
dann, wenn der Wert des Entwendeten oder der angerichtete Schaden 10 Goldmark 
nicht überſteigt. ö 
2. § 71 erhält folgende Faſſung: 
Das Erſatzgeld beträgt: f 
1. wenn die Tiere betroffen werden auf beſtellten Ackern vor beendeter Ernte, künſt⸗ 
lichen Wieſen oder auf ſolchen Wieſen oder mit Futterkräutern befäten Weiden, die 
der Beſitzer ſelbſt noch mit der Hütung verſchont oder die er eingefriedigt hat, 
in Gärten, Baumſchulen, Weinbergen, auf mit Rohr bewachſenen Flächen, auf 
Weidenhegern, Dünen, Dämmen, Deichen, Buhnen, Deckwerken, gedeckten Sand— 
flächen, Graben- oder Kanalböſchungen, in Forſtkulturen, Schonungen oder Saat— 
kämpen: f | ; 5 


Goldmark 
a) für ein Pferd, einen Eſel oder ein Stück Rindvie n.... 2,00 
b) für ein Schwein, eine Ziege oder ein Schaf ene , 1,00 
für bie e TTT 0,30 
d) für ein Stiick anderes yeretuieh wa. . 0,20 


3 Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1276012763.) 
Ausgegeben zu Berlin den 21. Januar 1924. 
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2. in allen anderen Fällen N Goldmark 
a) für ein Pferd, einen Eſel oder ein Stück Nindvieh +. 2.38 3. 2-8 0,50 
b) für ein Schwein, eine Ziege oder ein Scha. 0,20 
e) für ein Stück FedervienU·— n 0,02 


3. 872 erhält folgende Faſſung: 
Iſt gleichzeitig eine Mehrzahl von Tieren übergetreten, ſo darf der Geſamtbetrag 
der nach dem § 71 zu entrichtenden Erſaßgelder 


1. in den Fällen des § 71 Nr. 1 Goldmark 
für Pferde, Eſel, Rindvieh, Schweine, Ziegen und Schafe ...... 60 
für Federvieh 15 
2. in den Fällen des § 71 Nr. 2 
für Pferde, Eſel, Rindvieh, Schweine, Ziegen und Schafe ...... 15 
für» Federvieh) 2 


nicht überſteigen. 
Artikel II. 

(1) Der Wert der Goldmark im Sinne des Artikels I beſtimmt ſich bei der Umrechnung in 
Reichswährung nach dem Goldumrechnungsſatze, den der Reichsminiſter der Finanzen auf Grund 
des § 2 Abſ. 3 der Aufwertungsverordnung vom 11./18. Oktober 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 939, 
979) feſtſetzt und fortlaufend veröffentlicht. Maßgebend iſt bei der Wertgrenze der zur Zeit der 
Begehung der ſtrafbaren Handlung, bei dem Erſatzgelde der am Tage der Zahlung oder der Bei— 
treibung geltende Umrechnungsſatz. g 

(2) Die Zahlung des Erſatzgeldes kann auch in anderen als den geſetzlichen Zahlungsmitteln 
geleiſtet werden, ſoweit ſie von den öffentlichen Kaſſen anzunehmen find; der Umrechnungsſatz be 
ſtimmt ſich nach Artikel IV Abſ. 2 der Verordnung auf Grund des Geſetzes über Vermögensſtrafen 
und Bußen vom 23. November 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1117). Maßgebend iſt der für den 
Tag der Zahlung oder Beitreibung geltende Umrechnungsſatz. 

(3) Für Erſatzgelder, die auf Goldmark lauten, findet Artikel IV Abs. 3 der Verordnung auf 
Grund des Geſetzes über Vermögensſtrafen und Bußen vom 23. November 1923 (Reichsgeſetzbl. J 
S. 1117) Anwendung. 

Artikel UI. 

) Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Es findet auf Taten, die 
vor ſeinem Inkrafttreten begangen worden ſind, Anwendung. 

(2) Zugleich tritt Artikel II Nr. 5 des Geſetzes vom 1. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 291) 
außer Kraft. ö 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 12. Januar 1924. 


(Siegel) | Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Wendorff. 


. | : 


(Rr. 12761.) Verordnung zur Abänderung des Geſetzes über die Errichtung einer Zentralanſtalt zur 
Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits vom 31. Juli 1895 (Gefetzſamml. S. 310) 
in der Faſſung vom 16. November 1920 (Geſetzſamml. S. 518). Vom 18. Januar 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Artikel 1. 
Der 2. Abſatz des § 2 des Geſetzes vom 31. Juli 1895/16. November 1920 in der Faſſung des Ab— 
änderungsgeſetzes vom 25. Juli 1923 erhält folgenden Zuſatz: ' 
9. ſich an anderen Unternehmungen zu beteiligen. 93 tr 
Artikel 2. „5 
J. Der erſte Satz des Abſ. 2 im § 12 des Geſetzes vom 31. Juli 1895/16. November 1920 ait dex Wr 
Faſſung des Abänderungsgeſetzes vom 25. Juli 1923 erhält folgende Faſſung: Ei 
(2) Jedem Inhaber einer Stammeinlage ſteht für jede Einzahlung im Werte von 50 000 Gold— 
mark eine Stimme im Ausſchuſſe zu. 5 


II. An Stelle des 3. Abſatzes im § 12 des Geſetzes vom 31. Juli 1895/16. November 1920 in der 
Faſſung des Abänderungsgeſetzes vom 25. Juli 1923 treten folgende Beſtimmungen: 
fi, (3) Zwei oder mehrere Inhaber von Stammeinlagen, die insgeſamt mindeſtens Einzahlungen 
im Werte von 50 000 Goldmark auf ihre Stammeinlage geleiſtet haben, einzeln aber auf Grund 
vorſtehender Beſtimmungen im Ausſchuſſe nicht oder nicht mit ihrem ganzen Kapital vertreten 
find, haben das Recht, ſich für ihre Einzahlungen je im Werte von 50 000 Goldmark auf einen 
Vertreter zu einigen. Soweit eine ſolche Einigung nicht zuſtande kommt, bilden die Inhaber 
von Stammeinlagen auf Grund einer von der Aufſichtsbehörde zu erlaſſenden Wahlordnung 
einen Wahlverband, der für die in ihm vertretenen Stammeinlagen je im Werte von 50 000 Gold-. 
mark einen Vertreter für den Ausſchuß wählt. 
(4) Für die Umwertung der vor Inkrafttreten dieſer Verordnung eingezahlten Stamm 
einlagen iſt die gemäß der Verordnung über Goldbilanzen vom 28. Dezember 1923 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 1253) für den J. Januar 1924 aufzuſtellende Goldmarkbilanz maßgebend. 


III. Der bisherige Abſ. 4 des S 12 des Geſetzes vom 31. Juli 1895/16. November 1920 in der Faſſung 


des Abänderungsgeſetzes vom 25. Juli 1923 erhält die Bezeichnung Abſ. 5, der bisherige Abf. 5 die Be⸗ 
zeichnung Abſ. 6 und der bisherige Abſ. 6 die Bezeichnung Abf. 7. 5 


Artikel. 3. 

(1) Die der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe für die Dauer ihres Beſtehens vom Staate als 
Grundkapital gewährte Einlage wird um 20 Millionen Goldmark erhöht. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, 
die Einlage des Staates bis zu insgeſamt 30 Millionen Goldmark zu erhöhen, wenn dies erforderlich iſt, um 
anderen Beteiligten gegenüber die Mehrheit des Grundkapitals für den Staat zu erhalten. N 

(2) Das Erhöhungskapital iſt in wertbeſtändigen Schuldverſchreibungen zum jeweiligen Kurswert am 
Zahlungstag in Goldmark gerechnet zu überweiſen. Die Auffüllung der durch dieſe Zahlungsart entſtehenden 
Spitzenbeträge erfolgt in wertbeſtändigen Zahlungsmitteln. Den Zeitpunkt der Überweiſung beſtimmt der 
Finanzminiſter entſprechend dem hervortretenden Bedürſniſſe. 


Artikel 4. 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im Artikel 3 bewilligten Summe eine Anleihe 
durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von wertbeſtändigen Schuldverſchreibungen aufzunehmen. 
Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die Anleihe iſt in 
der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihezweck aufgenommenen Schuldkapitals 

9 — 
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unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf 
bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen find 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer An⸗ 
leihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen verrechneten Beträge anzuſetzen. Ba 
(2) Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins⸗ oder Diskontſatze, zu 
welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe die Schuld⸗ 
verſchreibungen ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 1 


Artikel 5. 
Der Artikel 10 des Abänderungsgeſetzes vom 25. Juli 1923 erhält folgende Faſſung: 
(1) Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung der Verordnung beauftragt. 


10 et (2) Er wird ermächtigt, den Wortlaut des Geſetzes, betreffend die Errichtung einer Zentral- 
. | anſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits, vom 31. Juli 1895 (Geſetzſamml. 


ſich aus dieſer Verordnung und den Geſetzen vom 12. Auguſt 1922 und 25. Juli 1923 (Geſetz⸗ 


fi * pr? 5 S. 310) durch die Preußiſche Geſetzſammlung mit denjenigen Anderungen zu veröffentlichen, die 


ſamml. 1922 S. 277 und 1923 S. 354) ergeben. Dieſer Wortlaut iſt dem Landtage zur Ge⸗ 


nehmigung vorzulegen. 
Artikel 6. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1924 in Kraft. 
Berlin, den 18. Januar 1924. N i 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


(Rr. 12762.) Verordnung über die Feſtſetzung und Zahlung öffentlicher Abgaben auf der Grundlage der 
Goldmark (Goldabgabenverordnung). Vom 18. Januar 1924. 


ee erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem, Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


1. Erhebung von öffentlichen Abgaben auf der Grundlage der Goldmark. 


8. J. 
(1) Wird ein Betrag, der auf Grund abgabenrechtlicher Vorſchrift nach dem Goldwerte zu leiſten iſt, in 


deutſcher Währung entrichtet, ſo beſtimmt ſich der zu zahlende Betrag nach dem vom Reichsminiſter der 


Finanzen beſtimmten Goldumrechnungsſatze für die Reichsſteuern. a 

(2) Maßgebend ijt der am Tage der Zahlung geltende Goldumrechnungsſatz. Als Tag der Zahlung gilt 
bei Banküberweiſung der Tag der Gutſchrift auf dem Konto der Kaſſe, bei Zahlung durch Poſtanweiſung 
oder Zahlkarte der aus dem Tagesſtempel der Aufgabepoſtanſtalt erſichtliche Tag der Einzahlung, bei Zahlung 
durch Poſtſcheck oder Poſtüberweiſung der Tag, der ſich aus dem Tagesſtempel des Poſtſcheckamts auf dem 
der Kaffe ausgehändigten Abſchnitt ergibt, bei Erhebung durch Nachnahme der Tag der Aufgabe des Auf⸗ 
trags zur Poſt. Im übrigen gilt als Tag der Zahlung der Tag des Zahlungseinganges. Dt 

(3) Die Miniſter der Finanzen und des Innern können erforderlichenfalls Schonfriſten beſtimmen, innerhalb 
deren die Zahlung zu einem unverändert bleibenden Betrag entrichtet werden kann. Für einzelne Abgaben ⸗ 


arten können die beteiligten Miniſter im Einverſtändniſſe mit dem Finanzminiſter beſondere Schonfriſten 


beſtimmen. 

1 * 2. 

Wird die Zahlung einer in Goldmark ausgedrückten offentlichen Abgabe geſtundet, ſo ſind jährlich fünf 
vom Hundert Zinſen vom Goldmarkbetrage der Zahlung zu entrichten. Die für die Bewilligung der Stundung 
zuſtändige Stelle kann zur Vermeidung unbilliger Härten beſtimmen, daß von der Verzinſung ganz oder 
teilweiſe abgeſehen wird. Oh 


8. 8. ö Ei 

Erſtattungen auf Grund von Zahlungen, die nach dem Goldwerte geleiftet worden find, find" ebenfalls nach 
dem Goldwerte zu bewirken. i 5 N ’ 5 ö 

g § 4. 

Iſt bei der Bewertung der Bemeſſungsgrundlagen für eine öffentliche Abgabe ein in deutſcher Währung 
ausgedrückter Betrag in einen Goldmarkbetrag umzurechnen, ſo erfolgt die Umrechnung unter Anwendung 
des im § 1 Abſ. 1 bezeichneten Goldumrechnungsſatzes. 

§ 5. 

(1) Bei öffentlichen Abgaben, die von Gemeinden oder Gemeindeverbänden in Hundertteilen, Bruchteilen oder 
einem Vielfachen beſtimmter Größen erhoben werden, ſind für die Zeit vom 1. April 1924 ab die Bemeſſuungs⸗ 
grundlagen in Goldmark zu bewerten. Bei Abgaben, die nicht in Hunderkteilen, Bruchteilen oder einem Viel⸗ 
fachen beſtimmter Größen erhoben werden, find für die Zeit vom 1. April 1924 ab die Abgabenſätze in Gold⸗ 
mark feſtzuſetzen. Er 

(2) Auf Umlagen von Handels-, Handwerks- und Landwirtſchaftskammern findet Abſ. L- entfprechende An— 
wendung. 

Sind auf Grund abgabenrechtlicher Vorſchrift bare Auslagen zu erſtatten, ſo find die verauslagten Beträge 
in Goldmark zu berechnen. Auf die Bewertung der verauslagten Beträge findet § 4 ſinngemäß Anwendung. 
Für die Umrechnung iſt der für den Zeitpunkt der Verauslagung geltende Goldumrechnungsſatz maßgebend. 


8 7 
S „ 

Die Miniſter der Finanzen und des Innern werden ermächtigt, Beſtimmungen zur Durchführung der 
Vorſchriften in den §§ 1 bis 6 zu erlaſſen. . 


88 5 

88. 

Die Vorſchriften der 88 1 bis 7 finden keine Auwendung, ſoweit durch Geſetz oder auf Grund geſetzlicher 
Ermächtigung für einzelne Abgabenarten etwas anderes beſtimmt if. 8 He 


II. Zuſchläge bei Abgabenrückſtänden. 
8 9. 


() Wird die Zahlung von Staatsſteuern, kommunalen, Abgaben (einſchließlich der Umlagen von 
Gemeindeverbänden) oder Landwirtſchafts⸗, Handel- oder Handwerkskammerbeiträgen nicht rechtzeitig geleiſtet, 
ſo iſt, ſofern nicht die Zahlung geſtundet iſt, für jeden auf den Zeitpunkt der Fälligkeit folgenden angefangenen 
halben Monat ein Zuſchlag in Höhe von 5 vom Hundert des rückſtändigen Goldmarkbetrags zu zahlen. Als 
halber Monat gilt ein Zeitraum von 15 Tagen; hat ein Monat mehr als 30 Tage, ſo wird der 31. Tag 
nicht gerechnet. § 1 Abſ. 2 Satz 2, 3 und Ab. 3 finden Anwendung. 5 5 

(2) Der Zuſchlag wird nur von vollen Goldmark des rückſtändigen Betrags und nur dann erhoben, 
wenn der rückſtändige Betrag 10 Goldmark überſteigt. N s 

(3) Ermäßigt ſich der Abgabenbetrag, für den ein Zuſchlag verwirkt iſt, nachträglich infolge einer 
Rechtsmittelentſcheidung, einer Berichtigung, eines Erlaſſes oder einer ſonſtigen Anderung, ſo ermäßigt ſich 
der Zuſchlag entſprechend. „ er 3 

8 10. . 

(1) Vom Zuſchlage kann in Einzelfällen ganz oder zum Teil Befreiung gewährt werden, wenn ſeine 

Erhebung nach Lage der Verhältniſſe unbillig wäre. ; 1 
(2) Aber die Befreiung beſchließt diejenige Stelle, die für eine Stundung der Steuer zuſtändig wäre. 
= ee Stelle entſcheidet im Streitfall über Einwendungen gegen die Verpflichtung zur Zahlung des 
Zuſchlags. e 


I 
(3) Gegen den Beſcheid (Abſ. 2) ſtehen dem Steuerpflichtigen bei Staatsſteuern die gleichen Nechts- 


behelfe zu wie gegen die Ablehnung eines Stundungsantrags. Im übrigen findet gegen den Beſcheid die 
Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz ſtatt, die endgültig entſcheidet. 


911 
8 . 
(1) Die Beſtimmungen der §§ 9 und 10 finden auf dem Gebiete der Stempelſteuer keine Anwendung. 


(2) Die Miniſter der Finanzen und des Innern werden ermächtigt, Beſtimmungen zur Durchführung 
der §8 I und 10 zu erlaſſen. 


III. Schlußbeſtimmungen. 
§ 12. g 

(1) Iſt für eine öffentliche Abgabe eine Vergünſtigung davon abhängig, daß bei gemeinnützigen, wohl— 
tätigen oder mildtätigen Perſonenvereinigungen oder Zweckvermögen mit ähnlichen Aufgaben der zu verteilende 
Gewinn einen gewiſſen Zinsſatz nicht überſchreitet und bei Ausloſungen, Ausſcheiden eines Mitglieds oder 
für den Fall der Auflöſung der Perſonenvereinigung nicht mehr als der Nennwert der Einlage zugeſichert iſt, 
ſo finden Artikel XIX § 1 der 2. Steuernotverordnung der Reichsregierung vom 19. Dezember 1923 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 1205) ſowie die vom Reichsminiſter der Jinanzen auf Grund dieſer Vorſchrift erlaſſenen Beſtim⸗ 
mungen entſprechende Anwendung. NER 

(2) 85 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 
(Geſetzſamml. S. 361) wird aufgehoben. 

(3) Im § 5 Buchſtabe f Abſ. 1 Satz 1 des Stempelſteuergeſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 
25. Juli 1923 (Gefeßfamml. S. 341) werden die Worte „Verzinſung von höchſtens zehn vom Hundert“ 
erſetzt durch die Worte „Verzinſung von höchſtens fünf vom Hundert“, Be 


i $13. 
§ 20 des Geſetzes, betreffend die Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen, vom 3. Juli 1876 
(Geſetzſamml. S. 247) in der Faſſung des § 4 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwert⸗ 
änderung vom 31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 361) behält über das Rechnungsjahr 1923 hinaus Geltung. 
Die entgegeuſtehende Vorſchrift im § 16 Abſ. 3 des Geſetzes vom 31. Juli 1923 findet inſoweit keine An- 
wendung. i f f 
a 8 14. 


Die Landesaufwertungsverordnung vom 7/24. November 1923 (Geſetzſamml. S 501/5535) wird wie 


folgt geändert: 


J. § 2 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

f Zahlungen, die in deutſchem Währungsgelde berechnet find, find mit Hilfe des nach § 1 
der Goldabgabenverordnung vom 18. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 40) beſtimmten Gold: 
umrechnungsſatzes in Gold umzurechnen. ee 

4 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Bei Zahlungen, die auf Grund des § 2 nach dem Goldwerte zu leiſten ſind, beſtimmt ſich 
der zu entrichtende Betrag nach § 1 der Goldabgabenverordnung vom 18. Januar 1924 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 40). 5 

87 erhält folgende Faſſung: i 

Im Falle der Stundung findet § 2 der Goldabgabenverordnung vom 18. Januar 1924 

G eſetzſamml. S. 40) Anwendung. 

4. Im 8 8 Abſ. 3 werden die Worte „von der im § 4 Abſ. 2 vorgeſehenen Vergünſtigung (Schon⸗ 

friſt)“ erſetzt durch die Worte „von der Vergünſtigung einer Schonfriſt“. 
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1 
815. 
ö Is Abf. 3 des Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren vom 29. September 1923 (Geſetzſamml. 
S. 455) erhält folgende Faſſung: 
Im übrigen können die Vorſchriften dieſes Geſetzes in Abweichung von ſonſtigen Beſtim⸗ 
mungen über Gebühren, insbeſondere auch von ſolchen, durch die Gebührenfreiheit bisher an⸗ 
geordnet war, Anwendung finden. Dies gilt auch für das Verwaltungsſtreitverfahren. 


§ 16. 

Im 8 5 Nr. 2 des Geſetzes, betreffend das Verwaltungsſtrafverfahren, vom 26. Juli 1897 (Geſetzſamml. 
S. 237) werden die Worte „300 Mark“ erſetzt durch die Worte „300 Goldmark“. 

gr 
Diefe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 18. Januar 1924. 

Das Preußiſche Staatsminiſterium. 

(Siegel.) Braun. Severing. v. Richter. 


(Nr. 12763.) Verordnung über die Erhebung der Stempelſteuern nach dem Goldwerte. Vom 18. Januar 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Ubereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: f 


Artikel 1. 
Das Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895/26. Juni 1909 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
30. Juni 1909 (Geſetzſamml. S. 535) und das Geſetz zur Anderung des Stempelſteuergeſetzes ſowie des 
Waffergeſetzes vom 25. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 341) werden wie folgt geändert: f 
al, (1) Die Stempelſteuern werden in Gold berechnet. 

(2) Die im Stempeltarif in der durch das Anderungsgeſetz vom 25. Juli 1923 abge⸗ 
änderten Faſſung vorgeſchriebenen Feſtſtempel (auch diejenigen, die neben den Wertſtempeln als 
Höchſt⸗ und Mindeſtſtempel oder für beſondere Fälle angegeben ſind) gelten unter Fortfall der 
durch Artikel 2 Abſ. 4 und auf Grund des Artikels 4 des Geſetzes vom 25. Juli 1923 erfolgten 
Erhöhungen als Goldmarkbeträge. 85 

(3) Soweit der Stempelbetrag nach Hundertteilen eines Wertes zu berechnen und dieſer Wert 
nicht ſchon in der Urkunde in Goldmark ausgedrückt iſt, iſt der Wert nach dem am Tage des 
Eintritts der Stempelpflichtigkeit maßgebenden Umrechnungsſatz in Gold umzurechnen. 

(4) Als Zeitpunkt des Eintritts der Stempelpflichtigkeit im Sinne dieſer Verordnung gilt 
der Tag, an dem die Stempelverwendungsfriſt nach den Vorſchriften der SS 15 und 16 des 
Stempelſteuergeſetzes beginnt, und ſoweit die Verſteuerung gemäß § 8 des Stempelſteuergeſetzes 
wegen Unbeſtimmtheit des Wertes des Gegenſtandes ausgeſetzt iſt, der Tag, an dem die zur Feſt⸗ 
ſtellung des Wertes erforderlichen Unterlagen vorliegen. 

(5) Bei Zahlung der Stempelſteuer in Reichswährung iſt der Goldmarkbetrag nach dem am 
Tage der Zahlung maßgebenden Umrechnungsſatz umzurechnen. 


2; Für das Wertverhältnis zwiſchen Reichswährung und Goldmark ift bis auf weiteres der vom 
Reichsminiſter der Finanzen bekanntgegebene Goldumrechnungsſatz (§ 2 der Durchführungsbe⸗ 
ſtimmungen zur Aufwertungsverordnung vom 13. Oktober 1923 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 951 —) maß- 
gebend. Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, einen anderen Umrechnungsſatz zu beſtimmen. 


die Freigrenze der Tarifſtelle 71 Ziffer 2 Abſ. 3 unter b (Arbeits⸗ und Dienſtverträge) auf 
1500 Goldmark feſtgeſetzt. : „ SR ar 
4. Der 5 11 des Stempelſteuergeſetzes erhält folgende Faſſung! 
Mindeſtbetrag der Stempelſteuer und Abſtufung derſelben. = f 
Die Stempelabgabe beträgt mindeſtens 0,0 Goldmark und ſteigt in Abſtufungen von je 
0,50 Goldmark, wobei überſchießende Stempelbeträge auf 0,50 Goldmark nach oben abgerundet 


werden. 
5. In der Tarifſtelle 48 werden unter Abſchnitt I Ziffer 2 (Abs. 4) die Steuerſtufen für Jagd⸗ 
pachtverträge wie folgt geändert: 3 
bis zu 3 000 -Golpintle ser, er 5 vom Hundert, 
mehr als 3000 » Faber nicht mehr als 8000 Goldmark 7½ » ER 


» 8 000 » DER RR LO) » » 
dis Pachtzinſes einſchließlich des Wertes aller, auch der nicht in Geld beſtehenden Nebenleiftungen. 
Im Satze 2 desſelben Abſatzes wird die für den Fall der Anpachtung von gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirken vorgeſehene Wertſtufe auf 1 500 Goldmark feſtgeſetzt. i 
6. In der Tarifſtelle 73 „Vollmachten“ in der Faſſung des Geſetzes vom 25. Juli 1923 (Geſetz⸗ 
famml. S. 341) werden im Abf. 1 die Worte „50 Millionen Mark“ durch die Worte „50 000 Gold— 
mark“ erſetzt. ; 
Artikel 2. 
1. Dieſe Verordnung tritt am 1. Februar 1924 in Kraft. Gleichzeitig tritt der Artikel 4 des Anderungs⸗ 


5 geſetzes vom 25. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 341) außer Kraft, 


2. Auf Urkunden, deren Stempelpflichtigkeit vor dem 1. Februar 1924, aber nicht vor dem 1. Dezember 
1923 eingetreten iſt, finden, ſoweit der erforderliche Stempelbetrag nicht vor dem 1. Februar 1924 ordnungs- 
mäßig entrichtet iſt oder innerhalb der geſetzlichen Stempelverwendungsfriſt (§8 15, 16 des Stempelſteuer⸗ 
geſetzes) entrichtet wird, die Vorſchriften dieſer Verordnung mit der Maßgabe Anwendung, daß der nach den 
bisherigen Beſtimmungen fällige Stempelbetrag nach dem am Tage des Eintritts der Stempelpflichtigkeit map- 
gebenden Umrechnungsſatz in Gold umzurechnen iſt. 

3. Für Verfügungen von Todes wegen (Tarifſtelle 66), die nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung 
eröffnet werden, gilt die Beſtimmung des vorhergehenden Abſatzes auch dann, wenn fie vor dem J. Dezember 
1923 errichtet worden ſind. 

4, Die Vorſchriften der Tarifſtelle 48 I Ziffer 2 in der Faſſung dieſer Verordnung finden mit Wirkung 
vom 1. Januar 1924 an, und zwar auch auf die vor dieſem Tage abgeſchloſſenen Jagdpachtverträge, An⸗ 
wendung. Soweit die Verſteuerung der im Kalenderjahre 1923 in Geltung geweſenen Jagdpachtverträge 
bis zum 31. Januar 1924 nicht ordnungsmäßig bewirkt iſt, iſt der nach den bisherigen Vorſchriften fällige 
Stempelbetrag nach dem am 1. Januar 1924 maßgebenden Umrechnungsſatze gemäß Artikel 1 Ziffer 2 dieſer 
Verordnung in Gold umzurechnen. ö 
N 5. Stempelerſtattungen auf Grund von Zahlungen, die nach dem 30. November 1923 geleiſtet worden 
ſind, ſind nach dem Goldwerte zu bewirken. Stichtag für die Berechnung des Goldmarkbetrags iſt der Tag 
der Steuerzahlung. Bei Erſtattung in Reichswährung findet Artikel 1 Ziffer 1 Abſ. 5 dieſer Verordnung 
eutſprechende Anwendung. 

Berlin, den 18. Januar 1924. 


St) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


Nedigiert im Büro des Stagtsminiſteriums. — Verlag des Geſetzſammlungsamts, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtr. 4. = IP Gedrudt in der Reichsdruckerei, Berlin. 
den Vezug der Preußiſchen Geſetzſammlung (auch älterer Jahrgänge und einzelner Nummern) vermitteln die Poſtanſtalten. 
Einzelne Nummern können auch unmittelbar beim Geſetzſammlungsamte bezogen werden. 


3. Die Freigrenze des §4 Abſ. 1a und Abſ. 2 des Stempelſteuergeſetzes wird auf 150 Goldmark, 


